Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache Y/ 4306 


Mündlidie Anfragen 

gemäß §111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 11. Juni 1969 
am Donnerstag, dem 12. Juni 1969 
am Freitag, dem 13. Juni 1969 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter In welcher Form beabsichtigt der Bundeskanz- 
Ertl 1er, seine in Tokio abgegebenen Äußerungen 

zu den Präsidentschaftswahlen in Frankreich 
zu korrigieren, damit dort in der Öffentlichkeit 
nicht der Eindruck einer Einmischung entsteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


2. Abgeordneter Welches waren die Gelegenheiten, die nach 
Borm Ansicht des Bundesministers für gesamtdeut- 

sche Fragen von der Bundesregierung nicht an- 
gemessen genutzt worden sind, um ihre nach 
wie vor bestehende Gesprächsbereitschaft im 
Anschluß an den Briefwechsel des Bundes- 
kanzlers mit dem Vorsitzenden des DDR-Mini- 
sterrats zu unterstreichen? 


3. Abgeordneter 

Borm 


Wer in der Bundesregierung trägt die Schuld 
an diesen Versäumnissen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter Gibt es für die Bundesregierung eine Möglich- 
Dröscher keit, den Inhabern von Einzelhandelsgeschäf- 

ten in Stationierungsorten der US-Streitkräfte 
zu helfen, von denen über die schlechte Zah- 
lungsmoral der amerikanischen Kunden ge- 
klagt wird und vor allem darüber Beschwerde 
geführt wird, daß die Einheiten und die Trup- 
penführer die deutschen Gläubiger in der Re- 
gel nicht nur nicht unterstützen, sondern die 
Dinge so lange hinausziehen, bis die Schuldner 
versetzt oder in die Staaten zurückgekehrt 
sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


5. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Geldner suche, daß angeblich im Durchschnitt 50 Pro- 

zent des Betrags der Mieterhöhungen auf 
steigende Steuer- und Gebührenlasten zurück- 
zuführen sind, die im wesentlichen von der 
öffentlichen Hand ausgehen? 


6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der grundsätzliche 
Moersch Unterschied zwischen einer Ferienzweitwoh- 

nung und einer durch Berufsausbildung von 
Studenten und anderen in der Ausbildung be- 
findlichen Personen notwendig bedingten 
Zweitwohnung bekannt? 


7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf dem Wege 
Moersch des Erlasses oder gegebenenfalls durch Novel- 

lierung des Wohngeldgesetzes für eine sinn- 
volle und großzügige Regelung der Wohn- 
geldvergabe an den angesprochenen Personen- 
kreis zu sorgen, der im Regelfall die Erstwoh- 
nung {Elternwohnung) nur noch kurzzeitig be- 
nutzt und vielfach nicht mehr endgültig dort- 
hin zurückkehrt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


8. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Sind die Richtlinien des Landes Hessen über 
den Bau von Kindergärten, worin vorgesehen 
wird, daß bei Neubauten die Gemeinde 50Vo 
und die übrigen Träger nur SSVaVo Zuschüsse 
erhalten, mit dem Bundessozialhilfegesetz ver- 
einbar, wonach den karitativen Trägern beim 
Neubau von Kindergärten der Vorrang gegen- 
über der Gemeinde oder Stadt einzuräumen 
ist? 


9. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 

Dr. Lenz ternommen, um eine Angieichung der hessi- 

(Bergstraße) sehen Praxis an das geltende Recht herbeizu- 

führen? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


10, Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die Diskre- 
Jung panz zwischen der Auskunft des Bundesschatz- 

ministers auf meine Fragen in der 215. Plenar- 
sitzung am 12. Februar 1969, wonach der freie 
Architektenwettbewerb nach Festlegung des 
Bedarfs und nach Verhandlungen mit ver- 
schiedenen Behörden auch für das neue Re- 
gierungsviertel Vorrang haben soll und dem 
kritischen Bericht in der Bonner Rundschau 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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vom 8. Mai 1969, unter dem Titel „Meiner 
Meinung nach potenzierter Stumpfsinn", wo- 
nach das Regierungsviertel offenbar doch ohne 
Wettbewerb in Form von sieben Kreuzen auf 
eine Wiese gestellt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


11, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, meine Anre- 
Dr. Schulze- gung einer durchgehenden Entlastungsauto- 

Vorberg bahn noch einmal zu überprüfen — und unter 

Berücksichtigung nicht nur des örtlichen son- 
dern auch des durchfließenden Verkehrsstro- 
mes — , die beschlossenen oder schon im Bau 
befindlichen Strecken aus dem Ruhrgebiet über 
Gießen — Aschaffenburg und — von Süden 
her — von Bayreuth über Bamberg nach 
Schweinfurt so miteinander zu verbinden, daß 
die neue Entlastungsautobahn keinen Fla- 
schenhals behält? 


12. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wilhelm Bäume entlang von Bundesstraßen Verkehrs- 

unfälle verursachen und sie entfernt werden 
müssen, damit nicht die Folgen solcher Un- 
fälle verschlimmert werden, wie dies der 
schwere Verkehrsunfall am 8. Mai 1969 auf 
der Bundesstraße 40 zwischen Kirkel und Lim- 
bach im Saarland, bei dem ein PKW auf einen 
Baum aufprallte und drei Todesopfer forderte, 
zeigt? 

13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Arndt staatliche niederländische Fluggesellschaft 

(Hamburg) KLM ab Ende Mai 1969 einen regelmäßigen 

Liniendienst zum Ostberliner Flughafen 
Sdiönefeld aufzunehmen beabsichtigt? 

14. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Ent- 

Dr. Arndt Schluß der Fluggesellschaft unseres Bündnis- 

(Hamburg) Partners Holland? 

15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die nie- 

Dr. Arndt derländischen Flugzeuge durch die alliierten 

(Hamburg) Luftkorridore oder auf einer anderen Route 

nach Berlin gelangen werden? 

16. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesverkehrsminister 

Dr. Althammer einen Zuschuß in Millionenhöhe der Stadt 

Augsburg für einen Überführungssteg beim 
Hauptbahnhof in Augsburg zugesagt oder in 
Aussicht gestellt hat, obwohl der Präsident 
der Deutschen Bundesbahn ein Interesse an 
diesem Bauvorhaben verneint hat? 
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17. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

Aus welchen Mitteln und auf Grund weicher 
Rechtsvorschriften könnte der Bundesver- 
kehrsminister eine verbindliche Zusage er- 
teilen? 


18. Abgeordneter 
Geldner 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
dem Vorschlag des AvD zu prüfen, inwie- 
weit der Schilderwald vor allem in unseren 
Städten dadurch gelichtet werden kann, daß 
an die Stelle der Park- und Halteverbots- 
schilder entsprechende farbige Bordsteine tre- 
ten? 


19. Abgeordneter 

Orgaß 

Ist die Bundesregierung bereit, die Landes- 
regierungen zu ersuchen, die anhängigen Buß- 
geldbesdieide bzw. Gerichtsverfahren nieder- 
zulegen, welche durch Verstöße gegen die um- 
strittene Trennwandverordnung in Taxen her- 
vorgerufen wurden, nachdem der Bundesver- 
kehrsminister die Aufhebung dieser Verord- 
nung angekündigt hat? 


20. Abgeordneter 

Baier 

Aus welchen Gründen ist die Neckar-Talstraße 

B 37 zwischen Heidelberg und Eberbach im 
badischen Landesteil fast vollständig ausge- 
baut und im hessischen Landesteil größtenteils 
noch in einem unzulänglichen, dem starken 
Straßenverkehr nicht Rechnung tragenden Zu- 
stand? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

21. Abgeordneter 

Baier 

Welcher Zeitplan ist für den Ausbau der B 3 
zwischen Heidelberg — Nußloch — Wiesloch ein- 
schließlich der notwendigen Ortsumgehungen 
nunmehr vorgesehen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

22. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

Wann wird der vierspurige Ausbau der Bun- 
desstraße zwischen Aalen — Schwäbisch Gmünd 
und Schwäbisch Gmünd — Stuttgart abgeschlos- 
sen sein? 


23. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

Wann werden voraussichtlich die Verhandlun- 
gen über die Trassenführung der Autobahn 
Würzburg — Ulm nördlich von Ellwangen zwi- 
schen den Beteiligten, besonders den Ländern 
Bayern und Baden-Württemberg, abgeschlos- 
sen sein? 


24. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

In welchem Stadium befinden sich die Arbei- 
ten des Planungsbüros für den Bau der Auto- 
bahn Würzburg — Ulm, württembergischer 
Teil? 


25. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
{Braunschweig) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
hauptamtlichen Bahnpolizeibeamten nach der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung und nach 
§ 163 der Strafprozeßordnung im Rahmen 
ihrer örtlichen und sachlichen Zuständigkeit 
die Rechte und Pflichten von Beamten des 
Polizeidienstes haben und als Vollzugsbeamte 
des Bundes gemäß § 6 des Gesetzes über den 
unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentli- 
cher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes 
zur Anwendung unmittelbaren Zwanges be- 
fugt sind? 
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26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Jahn hauptamtlichen Bahnpolizeibeamten in ihrer 

(Braunschweig) Besoldung und Beförderung gegenüber den 
Polizeivollzugsbeamten des Bundes und der 
Länder erheblich benachteiligt werden, obwohl 
sie im Rahmen ihrer Zuständigkeit die glei- 
chen Rechte und Pflichten haben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
hauptamtliche Bahnpolizei in der Dienstposten- 
bewertung gegenüber anderen Dienstzweigen 
des mittleren und gehobenen Dienstes bei der 
Deutschen Bundesbahn erheblich benachteiligt 
wird und in der A8, A9 (mittlerer Dienst), 

A 11, A 12 und A 13 Bewertung auch nicht an- 
nähernd den Stellenschlüssel nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz erreicht? 

28. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Marx rung, um darauf hinzuwirken, daß zumindest 

(Kaiserslautern) Fiißgängerübergangsmarkicrungen (sogenann- 

te Zebrastreifen) mit gelber statt bisher weißer 
Markierungsfarbe gekennzeichnet werden? 

29. Abgeordneter Welche Flughäfen der Bundesrepublik 

Josten Deutschland sollen für das in Frage 106 er- 

wähnte Großraumflugzeug ausgebaut werden? 

30. Abgeordneter Gelten beim Neubau autobahnänhlicher Bun 

Matthes desstraßen für Kurvenradien und Kurvenüber 

höhungen andere Werte als bei Bundesauto 
bahnen? 

Besteht die Möglichkeit auf Ausfahrten aus Fragesteller hat sich mit 
vorgenannten Bundesstraßen in ähnlicher schriftlicher Beantwortung 
Weise aufmerksam zu machen wie dies durch einverstanden erklärt. 
die Ausfahrtbaken an Bundesautobahnen ge- 
schieht? 

32. Abgeordneter Wie sind die relativ häufigen Unfälle an be- Fragesteller hat sich mit 

Matthes stimmten Stellen der neuen B 326 im Bereich schriftlicher Beantwortung 

Wuppertal-Barmen zu erklären? einverstanden erklärt. 

33. Abgeordneter Bis wann ist mit einer Renovierung und Mo- 
Kahn- Ackermann dernisierung des Bahnhofs Holzkirchen im 

Landkreis Miesbach zu rechnen? 

34. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Weg- 

Zebisch fall des D-Zug-Zuschlages ab einer Entfernung 

von 81 km durch versteckte Fahrpreiserhöhun- 
gen wieder aufgefangen wird? 

35. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Autounfall- 

Zebisch schütz dadurch verbessern, daß sie (wie die 

USA) den Einbau von Kopfstützen in die Sitze 
sowie den Einbau von Haltegurten verbindlich 
vorschreibt? 


31. Abgeordneter 

Matthes 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


27. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


36. Abgeordneter 

Richarts 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
tragsteller auf Gewährung von Mitteln aus 
der Abteilung Ausrichtung des EAGFL in 
Brüssel so lange in Ungewißheit über die Be- 
willigung dieser Mittel für genehmigte Pro- 
jekte bleiben, daß sie dabei sind, das Ver- 
trauen in diese Maßnahmen zu verlieren? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

37. Abgeordneter 

Richarts 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
tragsteller infolge der nicht zu vertretenden 
langen und nicht überschaubaren Wartezei- 
ten gezwungen sind, teure Kapitalmarktmittel 
zur Zwischenfinanzierung ihrer Maßnahmen 
aufzunehmen, die zu einer erheblichen Ver- 
teuerung dieser Maßnahmen beitragen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

38. Abgeordneter 

Richarts 

Was kann die Bundesregierung tun, um auf 
eine beschleunigte Abwicklung des Verfah- 
rens zur Bewilligung dieser Mittel bei der 
Kommission hinzuwirken? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

39. Abgeordneter 
Dröscher 

Wie will die Bundesregierung den landwirt- 
schaftlichen Betrieben helfen, die in ihrem 
Umstrukturierungsprozeß zu größeren Einhei- 
ten seit Jahren ohne klare Bescheidung auf 
die Erledigung von Investitionsbeihilfeanträ- 
gen warten, die bei den Verwaltungsstellen 
mangels ausreichender Mittel in den Schubla- 
den liegengeblieben sind? 


40. Abgeordneter 

Dr. Nann 

Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Grundstücks- 
verkehrsgesetzes einzubringen, oder auf die 
Änderung der Ausführungsbestimmungen hin- 
zuwirken, daß zukünftig ein Verkauf von Teil- 
stücken aus größeren, besonders durch die 
Flurbereinigung entstandenen Flächen ermög- 
licht wird, wenn Landwirte den Verkaufserlös 
zur Tilgung von Schulden oder für Investitio- 
nen benötigen? 


41. Abgeordneter 
Zebisch 

Hält die Bundesregierung die Einführung eines 
begrenzten Festpreissystems für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse — wie das in Holland 
geschehen ist — für geeignet, um die Zusam- 
menarbeit der deutschen Landwirtschaft mit 
den Großabnehmern zu verbessern? 


42. Abgeordneter 

Ertl 

Ist die Bundesregierung mit der bayerischen 
Staatsregierung bezüglich Durchführung und 
Finanzierung des von der bayerischen ober- 
sten Baubehörde ausgearbeiteten 10-Jahres- 
Alpen-Programms einverstanden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


43. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


44. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


45. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


46. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


47. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


48. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 


49. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Offenbach) 


Gedenkt die Bundesregierung, bei den Über- 
legungen über die Gewährung eines Bildungs- 
urlaubs auch die Belange des Sports zu be- 
rücksichtigen, z. B. Ausbildung der ehrenamt- 
lichen Ubungsleitpr und Weittübiidung der 
übungs- und Jugendleiter? 

Welche Voraussetzungen müßten erfüllt sein, 
um auf Grund der bisherigen Überlegungen 
für diese Mitarbeiter Sonderurlaub zur Erfül- 
lung gemeinschaftsbiidender Aufgaben zu er- 
langen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 
zahlreichen Sozialgerichten gleichartige Pro- 
zesse anhängig sind, in denen darüber ge- 
stritten wird, ob für Hausangestellte im Arzt- 
haushalt, die auch in der Praxis tätig sind, Un- 
fallversicherungsbeiträge an die Berufsgenos- 
senschaft für Gesundheitsdienst und Wohl- 
fahrtspflege oder an die Träger der gemeind- 
lichen Unfallversicherung zu bezahlen sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Träger der gemeindlichen Unfallversicherung 
für ihre Zuständigkeit auf § 657 Abs. 1 Nr. 3 
RVO berufen, während die Berufsgenossen- 
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts- 
pflege ihre Zuständigkeit auf Artikel 4 § 11 
des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
in Verbindung mit einem Rundschreiben des 
früheren Reichsversicherungsamtes vom 7. Ok- 
tober 1942 (AN 1942 II S. 520) stützt? 

Wäre es nach Meinung der Bundesregierung 
möglich, den Zuständigkeitsstreit durch eine 
Rechtsverordnung gemäß Artikel 4 § 11 des 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes in 
Verbindung mit § 646 Abs. 2 RVO zu been- 
den und auch im Interesse der Verwaltungs- 
vereinfachung klarzustellen, daß es für ca. 
47 000 betroffenen Arzthaushaltungen und die 
ca. 29 000 betroffenen Zahnarzthaushaltungen 
bei der bisherigen Zuständigkeit verbleibt? 

Welche Ergebnisse liegen der Bundesregie- 
rung von den Forschungsaufträgen über das 
Auftreten der chronischen Emphysem-Bron- 
chitis bei Arbeitnehmern, insbesondere bei 
Bergleuten, im Hinblick auf mögliche Zusam- 
menhänge mit der beruflichen Tätigkeit vor, 
nachdem bei einer ähnlichen Anfrage vom Au- 
gust 1967 nur auf Zwischenergebnisse verwie- 
sen werden konnte? 

Wann ist nach dem entsprechenden Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 6. Dezember 
1968 mit der Vorlage eines Betriebsärztege- 
setzes zu rechnen? 
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50. Abgeordneter Welche Grundsätze soll der Gesetzentwurf 

Dr. Schmidt enthalten? 

(Offenbach) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


51. Abgeordneter Welche Möglichkeiten bestehen, die Zunahme 

Dr. Nann des Abstellens älterer Kraftfahrzeuge in der 

Landschaft zu unterbinden? 

52. Abgeordnete Treffen Meldungen zu, wonach umfassende 

Frau Blohm medizinische Forschungen die Gefährlichkeit 

des Zigarettenrauchens, vor allem im Hinblick 
auf die Entstehung von Lungenkrebs wie auch 
von Herz- und Kreislauferkrankungen, erwie- 
sen haben, daß allein im Jahre 1968 in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 40 000 Men- 
schen an Krebserkrankungen der Bronchien 
und der übrigen Atmungsorgane, vorwiegend 
durch Zigarettenrauchen verursacht, starben? 

53. Abgeordnete Billigt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Frau Blohm in Schulen durch Einrichtung von Rauchzim- 

mern bei der Jugend das Zigarettenrauchen 
gefördert wird und dieses dadurch schon im 
jugendlichen Alter beitragen kann, zur Ge- 
wohnheit zu werden? 

54. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Frau Blohm der gesundheitlichen Gefahr unserer Jugend 

wirksam entgegenzutreten, selbst dann, wenn 
die derzeitigen Tabaksteuereinnahmen des 
Bundes in Höhe von rund 6 Milliarden DM 
nicht unerheblich zurückgehen sollten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


55. Abgeordneter Hat die Bundesregierung konkrete Vorstellun- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Müller- gen, in welcher Form die Förderung des Sports schriftlicher Beantwortung 

Emmert durch den Bund und die Bundesländer gesetz- einverstanden erklärt. 

lieh verankert werden kann? 

56. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Rahmen eines Fragesteller hat sich mit 

Dr. Müller- möglichen Gesetzgebungsvorhabens die posi- schriftlicher Beantwortung 

Emmert tiven Erfahrungen berücksichtigen, die in die- einverstanden erklärt. 

sem Zusammenhang in verschiedenen europäi- 
schen Staaten, insbesondere der Schweiz, ge- 
macht worden sind? 

57. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung Fragesteller hat sich mit 

Dr. Müller- im Bereich des Schulsports, besonders im Hin- schriftlicher Beantwortung 

Emmert blick auf die Talentförderung auf breiter einverstanden erklärt. 

Ebene, in den vergangenen zwei Jahren bei 
der ständigen Konferenz der Kultusminister 
angeregt? 
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5S. Abgeordneter 

Jung 


59. Abgeordneter 

Tiing 


bO. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


61. Abgc^ordneter 

Müller 

(Mülheim) 


62. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


63. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


64. Abgeordneter 

Peiter 


65. Abgeordneter 

Stein 

(Honrath) 


Wie vereinbart sich die Auskunft der Bundes- 
regierung, daß nur in dem einen Fall des 
olympischen Dorfes auf die Auslobung eines 
Wettbewerbs verzichtet wurde (Drucksache 
V 3054), mit der Tatsache, daß der von der 
Olympia-Baugesellschaft vorgesehene Wettbe- 
werb für die Kampfstätten bisher immer noch 
nicht ausgelobt wurde? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß zur Auslobung dieses Wettbewerbes seit 
meiner Anfrage genügend Zeit zur Verfügung 
stand und daß deshalb Zeitnot nicht als Argu- 
ment gegen die Veranstaltung eines Wettbe- 
werbes verwendet werden kann? 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß über 
den Prüfungsauftrag des Bundestagsinnenaus- 
schusses vom 8. Mai 1969 hinaus der Bundes- 
innenininister bereits einen Sportbeirat kon- 
stituieren will? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Art der Publizierung von ministeriellen 
Plänen — wie die Errichtung einer „Bundes- 
zentrale für Spurt" und des vom Bundesinnen- 
minister Benda angekündigten „Sportbeira- 
tes" — ■ eine sachdienliche Zusammenarbeit 
zwischen dem Deutschen Sportbund und dem 
Bundesinnenministerium erheblich beeinträch- 
tigen? 

Befürchtet die Bundesregierung nicht, daß 
durch solche „Initiativen" der Eindruck einer 
Mißachtung des Deutschen Sportbundes in der 
Öffentlichkeit entstehen kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Versäum- 
nisse, die nach Ansicht des Bundesministers 
für gesamtdeutsche Fragen von ihr in der Ver- 
gangenheit begangen worden sind, dadurch 
für die Zukunft nicht zu wiederholen, daß sie 
z. B. Regelungen trifft, die der DDR-Regierung 
jeden Vorwand nehmen, innerdeutsche Sport- 
veranstaltungen unmöglich zu machen? 

Wann ist damit zu rechnen, daß das nach § 7 
Abs. 1 der Verordnung zur Durchführung des 
§ 10 Abs. 4 Satz 1 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vom 20. August 1964 (Bundesgesetzbl. 
I S. 689) vorgesehene Flinweisblatt über die in 
Anspruch genommenen Stellen erscheint? 

Hat die Bundesregierung mit der Durchführung 
des Prozesses beim Bezirksgericht des New 
Yorker Stadtteils Brooklyn gegen den jetzigen 
Besitzer, Anwalt Edward Elicofon, der beiden 
Dürerbilder („Tucher-Bilder"), die anläßlich 
der amerikanischen Besetzung aus dem Be- 
stand des Weimarer Museums im Jahre 1945 
verschwunden waren und vor einigen Jahren 
wieder aufgetaucht sind, hervorragende An- 
wälte betraut? 
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66. Abgeordneter 
Stein 
(Honrath) 


67. Abgeordneter 

Stein 

(Honrath) 


Hat die deutsche Bundesregierung mit den 
mutmaßlichen Eigentümern der beiden Dürer- 
biider Vereinbarungen getroffen, wonach diese 
Eigentümer dem Prozeß auf Herausgabe der 
Dürerbilder beitreten? 

Ist die Bundesregierung bereit, nach einem 
obsiegenden Urteil auf Herausgabe der Bilder 
durch den jetzigen Besitzer dieselben den mut- 
maßlichen deutschen Eigentümern wieder zur 
Verfügung zu stellen? 


68. Abgeordneter Halt die Bundesregierung eine Einschränkung 
Kahn-Ackermann cicr Finanzautoiiomie des Deutschlandfunks bei 
Baumaßnahmen mit den gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Unabhängigkeit und Selb- 
ständigkeit dieser Rundfunkanstalt und ihrer 
Aiifsichts- und Kontrollorgane für vereinbar? 


69. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 

70. Abgeordneter 

Prinz 

von Bayern 


71. Abgeordneter 

Prinz 

von Bayern 


72. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 


73. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Wieviel deutsche kommunistische Parteien 
gibt es gegenwärtig? 


Erachtet die Bundesregierung bei ihren Über- 
legungen zur Reform der Struktur von Regie- 
rung und Verwaltung auch Reformen in der 
Arbeitsweise und Instrumentierung des Deut- 
schen Bundestages für notwendig, die mit den 
beabsichtigten Reformüberlegungen der Bun- 
desregierung in Wechselbeziehung stehen? 

Ist die Durchführung des Artikels 29 des 
Grundgesetzes mit dem Ziel, funktionsfähigere 
Ländereinheiten zu schaffen, dazu geeignet, 
dem Bundesrat eine zusätzliche Kontrollfunk- 
tion gegenüber der Bundesregierung zu ver- 
leihen? 

Teilt die Bundesregierung die Überzeugung, 
daß der am 27. Mai 1969 im 1. Deutschen Fern- 
sehen gesendete Kommentar des Herrn Dieter 
Gült über die Pfingsttreffen von 600 000 Ver- 
triebenen durch die Übereinstimmung seiner 
Ausführungen mit gleichlautenden Verleum- 
dungskommentaren sowjetischer und sowjet- 
zonaler Herkunft die Frage nach dem Miß- 
brauch der Nachrichtensendungen des 1. Deut- 
schen Fernsehens durch bestimmte Publizisten 
bzw. Publizistengruppen aufwirft? 

Ist die Bundesregierung der Überzeugung, daß 
die V^erwendung des Herrn Dieter Gütt in der 
Koordinationszentrale des 1. Deutschen Fern- 
sehens für politische Kommentare des weite- 
ren die Fragen aufwirft, wer für die Berufung 
der Kommentatoren des 1. Deutschen Fernse- 
hens zuständig ist, welches Gremium ihnen 
gegenüber die Einhaltung der Richtlinienvor- 
schriften der Lünderrundfunkgesetze allgemein 
sowie im gegebenen Fall überwacht und wel- 
che Vorkclirungen dafür getroffen sind, daß 
große Eevölkerungsgruppen — wie die Ver- 
triebenen — nicht ausschließlich mit Negativ- 
Kommentaren bedacht w erden? 
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74. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Becher rung einzu leiten, um die Gefahr der Manipu- 

(Pullach) licning des Den Ischen rernsehens durch poli- 

tische Monopolgruppen genauso zu untersu- 
chen, wie dies im Hinblick auf entsprechende 
Gefahren im Bereich des Pressewesens bereits 
geschah? 

75. Ahgpordnetcr Wuiuiu hat die Abteilung ZV im Bundesinnen- 

Damm ministerium das Bundesamt für den zivilen 

Bevölkerungsschutz gebeten, den Bundesver- 
band für den Selbstschutz (BVS) zu veranlas- 
sen, seine Mitwirkung bei den Aufgaben des 
Katastrophenschutzes, insbesondere bei der 
Deichvciteidigung in Hamburg einzustellen? 

76. Abgeordneter Hat die zuständige Abteilung des Bundesin- 

Damm nenministeriums bei seiner in Frage 75 ge- 

nannten Entscheidung berücksichtigt, daß es in 
der Öffentlichkeit wie in der Bevölkerung 
kaum auf Verständnis stoßen dürfte, wenn der 
BVS, dessen erklärtes Ziel der „Selbstschutz" 
der Bürger ist, gezwungen werden soll, bei 
Katastrophen zur Untätigkeit verurteilt zu 
sein? 

77. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Dienststellen des BVS im 

Damm Verteidigungsfall stillgclegt werden sollen, 

obwohl keine Rede davon sein kann, daß der 
Selbstschutz ausreichend organisiert ist und 
genügend Helfer ausgebildet sind? 

78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, ihre 

Hirsch Weigerung, den für die Oberhausener Kurz- 

filmtage in Aussicht gestellten Kostenzuschuß 
auszuzahlen, sei ein wertvoller Beitrag zur 
Förderung der deutschen Filmkunst? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


79. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schmidt rung, in Fällen, in denen der Vollzug der 

(Wuppertal) Restbaulandsteuer von den Gemeinden wegen 

des Zweifels an der Verfassungsmäßigkeit 
der Steuer ausgesetzt wurde, die Verzugs- 
folgen (Säumniszuschläge und Verzinsung) 
auch dann zu hemmen, wenn die Maßnahme 
dem Steuerpflichtigen nicht mitgeteilt wurde, 
sie also ein interner Akt geblieben ist? 

80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine 

Dr. Schmidt generelle Weisung möglichen Verzugsfolgen, 

(Wuppertal) die durch einen nachträglichen Vollzug der 

Restbaulandsteuer entstehen können, entge- 
genzuwirken? 
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81. Abgeordneter 

Borm 


82. Abgeordneter 

Hölzle 


83. Abgeordneter 

Hölzle 


84. Abgeordneter 

Hölzle 


85. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


86. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 

87. Abgeordneter 

Weigl 


88. Abgeordneter 

Weigl 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung vom 24. April 1969, dem ständigen 
Absinken der Erwerbstätigenzahl in Berlin mit 
einer Erhöhung der Lohnsteuerpräferenzen 
entgegenzu wirken? 

Hat die Bundesregierung die geplante Verle- 
gung der Avitations Kompanie Camp Dolan 
mit 36 schweren Sikorski-Hubschraubern von 
Augsburg nach Schwäbisch Hall-Hessental ge- 
billigt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verlegung die Wohnsiedlung Hessental 
und die Kreuzäckersiedlung, sowie das mit 
hohen Investitionen für 850 Schüler erbaute 
St. Michael-Gymnasium, sowie die Kranken 
des Evangelischen Diakonissenzentrums durch 
den Lärmpegel schwer betroffen werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Rück- 
verlegung dieser Einheit bei den amerikani- 
schen Stäben in Heidelberg und beim Nato- 
hauptquartier in Brüssel einzutreten und bei 
dieser Gelegenheit unmissverständlich festzu- 
stellen, daß die Bundesregierung es in Zu- 
kunft nicht mehr dulden wird, daß solch 
schwerwiegende, in das Leben der Bevölke- 
rung eingreifende militärpolitische Forderun- 
gen in Zukunft nicht mehr ohne Diskussion 
mit den betroffenen Bürgern und den Behörden 
erfolgen dürfen? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
deutschen Firmen zu ermöglichen, ihre in Län- 
dern der EWG seit längerer Zeit erworbenen 
Bestände von Armagnac und anderen Halbfer- 
tigfabrikaten (nicht Cognac) zum Zwecke der 
Weiterverarbeitung nach Deutschland zu ver- 
bringen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu diesem 
Zweck die entsprechenden Bestimmungen des 
Branntweinmonopolgesetzes zu ändern? 

Ist es zutreffend, daß bei einer Festsetzung 
des Gemeindeanteiles auf Einkommensbeträge 
bis 80 000 DM / 160 000 DM Gemeinden bis zu 
3000 Einwohnern anstelle der erwarteten bes- 
seren Gemeindefinanzierung Verluste hinneh- 
men müssen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß kleine 
Landgemeinden aus obengenannter Entwick- 
lung die Konsequenzen ziehen wollen, indem 
sie vermögende Bevölkerungskreise durch ko- 
stenlose Überlassung von Baugrund als Ge- 
meindebürger und Steuerzahler gewinnen 
möchten? 
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89. Abgeordneter Wie sollen einkommensschwache Bevölke- 
Weigl rungskreise, z. B. kinderreiche Arbeiterfami- 

lien, noch zu Hauseigentum kommen, wenn 
über die Gemeindefinanzreform die Gemein- 
den sozusagen ermuntert werden, den be- 
grenzten Grund und Boden vermögenden Be- 
völkerungskreisen zum Erwerb oder als 
Schenkung zu überlassen? 

Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden, 
damit die vom EWG-Ministerrat am 12. Mai 
1969 verabschiedete Richtlinie über Steuerbe- 
freiung im internationalen Reiseverkehr noch 
vor Beginn der Reisesaison 1969 als deutsches 
Recht in Kraft treten kann? 

Welche rechtlichen und politischen Folgen er- 
geben sich aus einer parlamentarischen Rech- 
nungsprüfung, insbesondere einer Überfüh- 
rung des Bundesrechnungshofes als eines Kon- 
trollorgans aus der Zuständigkeit der Bundes- 
regierung in die Zuständigkeit des Deutschen 
Bundestages? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


92. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß durch große 

Dr. Giulini Stillegungen von Steinkohlenzechen ein- 

schließlich der dazugehörigen Kokereien, an- 
geregt durch Stillegungsprämien, ein ernster 
Mangel an Kokskohle eingetreten ist? 

93. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 

Dr. Giulini ergreifen, um diesen Mangel zu beheben, da 

in Zukunft kaum mit einer Änderung der Lage 
zu rechnen ist? 

94. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Gramer die ständig von einer überdurchschnittlich ho- 

hen Arbeitslosenquote betroffenen Gebiete 
Nordwestdeutschlands (Ostfriesland und Ems- 
land) durch entsprechende Wirtschaftsmaß- 
nahmen und eine Verbesserung der Infra- 
struktur krisenfester zu machen? 

95. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ab- 

Reichmann Schlußprüfungen bei den Industrie-, Handels- 

und Handwerkskammern teilweise immer noch 
nach den Quartalsterminen erfolgen, so daß 
dadurch erhebliche Schwierigkeiten für die 
jeweils einberufenen Wehrpflichtigen, die 
Kreiswehrersatzämter und die Bundeswehr 
verursacht werden? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


91. Abgeordneter 

Prinz 

von Bayern 


90. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
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96, Abgeordneter 

Reichmann 

Ist die Bundesregierung bereit, baldmöglichst 
zu veranlassen, daß mit allen zuständigen 
Institutionen die reibungslose Übereinstim- 
mung der Abschlußprüfungen mit den Ein- 
berufungsterminen erfolgt, damit künftig die- 
se Schwierigkeiten, welche zudem die Wehr- 
willigkeit der Betroffenen beeinträchtigen, 
behoben werden? 


97. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Braunsdiweig) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
fremdenverkehrspolitische Koordinierung von 
Maßnahmen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden bisher allenfalls auf der Ebene 
von Referenten und Hilfsreferenten aus drei 
oder mehr Bundesministerien betrieben wird? 


98. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Braunschweig) 

Ist die Bundesregierung überzeugt, daß diese 
unfruchtbare Aufsplitterung der Verantwort- 
lichkeiten und Zuständigkeiten der Bedeutung 
eines Wirtschaftszweiges gerecht wird, der 
kurz- und langfristig zu den bedeutendsten 
Wachstumszweigen der deutschen Wirtschaft 
gerechnet werden muß? 


99. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Braunschweig) 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der zunehmenden Bedeutung des internatio- 
nalen Tourismus inslituticnell gerecht zu wer- 
den? 


100. Abgeordneter 

Leicht 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß regionale Aktionsprogramme auch in sol- 
chen strukturschwachen Gebieten durchge- 
führt werden könnten, die nicht Bundesaus- 
baugebiet sind? 


101. Abgeordneter 

Leicht 

Hat die Bundesregierung bereits die Anregung 
dieses Hauses aufgegriffen, dafür Sorge zu 
tragen, daß Bundesausbaugebiete, die das an- 
gestrebte Ziel einer Strukturverbesserung er- 
reicht haben, und deren Strukturdaten heute 
über den Schwellenwerten der Abgrenzungs- 
merkmale liegen, aus den regionalen Hilfs- 
maßnahmen des Bundes zur Steigerung der 
Wirtschaftskraft ausscheiden? 


102. Abgeordneter 

Richarts 

Wieviel geologische, geophysikalische und 
Bodengrunduntersuchungsarbeiten, die vom 
Bund oder den Ländern finanziert werden, 
wurden in der Vergangenheit und werden in 
Zukunft öffentlich ausgeschrieben, sodaß sie 
auch der Privatwirtschaft zugängig sind? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

103. Abgeordneter 

Richarts 

Stimmen Behauptungen, die besagen, daß die- 
se bisher allein von der Bundesanstalt für 
Bodenforschung im In- und Ausland durchge- 
führt werden und daß auch durch diese hoch- 
bezahlte Privatgutachten erstellt werden? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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104. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 

Fellermaier rungen von Bundesschatzminister Schmücker 

auf dem Mittelstandskongreß der CDU „die 
Rezession 1966 sei gewollt gewesen, das 
Arbeitskräftepolster sei abgebaut, der Miß- 
brauch der Sozialversicherung zurückgegangen 
und die Arbeitsproduktivität gestiegen"? 

105. Abgeordneter ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 

Dr. Apel wußt, daß diese Äußerungen des Bundes- 

schatzministers in Widerspruch zu der in der 
Regierungserklärung der großen Koalition ent- 
haltenen Analyse über die Ursachen der Wirt- 
schaftskrise 1966 stehen, insbesondere der 

, Feststellung des Bundeskanzlers, daß „der Bil- 

dung der neuen Regierung eine lange schwe- 
lende Krise vorausgegangen sei, deren Ursa- 
chen sich auf Jahre zurückverfolgen lassen"? 

106. Abgeordneter Trifft es zu, daß alle finanziellen Probleme 

Josten zum Bau für das 250 Passagiere fassende Groß; 

raumflugzeug mit dem deutsch-französischen 
Air-Bus-Abkommen erledigt sind? 

107. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage und be- 

Hirsch reit, die angelaufenen Verhandlungen mit der 

Sowjetunion über Erdgas- und Erdöllieferun- 
gen in die Bundesrepublik Deutschland dahin 
gehend zu beeinflussen, daß als Standort für 
entsprechende Anlaufstellen das nordostober- 
bayerische Zonenrandgebiet in Aussicht ge- 
nommen wird? 

108. Abgeordneter Hält es der Bundeswirtschaftsminister für mög- 

Ertl lieh, daß bis zum Herbst eine Lösung der 

Weltwährungsprobleme ohne Aufwertung der 
DM erfolgt? 


Gcr^Hftsbereidi des Bundesniinisters der Verteidigung 


109. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Dr. Nann gierung in Bälde zu ergreifen, damit der Nach- 

wuchsmangel bei den Hubschrauberpiloten der 
Bundeswehr behoben werden kann? 

110. Abgeordneter Wann ist mit dem Abschluß der Untersuchun- 

Dr, Wörner gen über die vergleichsweise Beanspruchung 

von Flugzeugführern von Strahlflugzeugen, 
Propellerflugzeugen und Hubschraubern zu 
rechnen? 

111. Abgeordneter Welche gesetzgeberischen Maßnahmen sind 

Schultz nach Ansicht der Bundesregierung erforder- 

(Gau- lieh, um das vom Generalinspekteur der Bun- 

Bischofsheim) deswehr geforderte flexible Mobilmachungs- 

system zu schaffen? 
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112. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Biscliofsheim) 

113. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischof sh eim) 


114. Abgeordneter 

Dröscher 


115. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


116. Abgeordneter 

Westphal 


117. Abgeordneter 

Westphal 


118. Abgeordneter 

Westphal 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Truppenbüchereien in Zukunft fachkun- 
dig durch Bibliothekare leiten zu lassen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, die Truppenbüchereien in den Stand- 
orten der Bundeswehr organisatorisch mit den 
dort vorhandenen zivilen öffentlichen Büche- 
reien zusammenzufassen, um auf diese Weise 
ein größeres Angebot an Büchern und eine 
fachkundige Beratung der Benutzer der Büche- 
reien herbeizuführen? 

Hält die Bundesregierung immer noch an ihrer 
bisherigen Haltung fest, daß z. B. ein ziviler 
Kraftfahrer bei einem Bundeswehrlazarett 
keine Ferienreise nach Jugoslawien machen 
darf, obwohl doch Zehntausende von Jugo- 
slawen in der Bundesrepublik Deutschland 
arbeiten und andererseits die zwischenstaat- 
lichen Beziehungen sich nach dem Botschafter- 
austausch wesentlich gebessert haben? 

Wie kann nach Vorstellung der Bundesregie- 
rung der gegenwärtig mangelhafte Zustand 
von COMNAVBALTAP in Kiel und COM- 
NAVSOUTH in Malta, der darin besteht, daß 
bei den NATO-Stäben in Friedenszeiten kein 
einziges Kriegsschiff unterstellt ist, alsbald 
behoben werden? 

Trifft es zu, daß zahlreiche Kommandeure der 
Bundeswehr wehrpflichtigen Soldaten Sonder- 
urlaub zur Teilnahme an Jugendleiter-Lehr- 
gängen oder jugendpflegerischen Veranstal- 
tungen gewährt haben, um dadurch — ebenso 
wie bei Zeitsoldaten oder Berufssoldaten — 
den jungen Männern die Möglichkeit zu geben, 
wichtige ehrenamtliche Funktionen in der aus- 
serschulischen Bildungsarbeit der Jugend wei- 
ter auszuüben? 

Trifft es andererseits auch zu, daß Beurlau- 
bungsgesuchen der in Frage 116 genannten 
Art deshalb vielfach nicht entsprochen wurde, 
weil eine generelle Regelung für wehrpflich- 
tige Soldaten fehlt, die vergleichbar zu der auf 
Berufs- und Zeitsoldaten anwendbaren Son- 
derurlaubsregelung für Beamte ist? 

Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, 
eine Sonderurlaubsregelung für wehrpflichtige 
Soldaten zu erlassen, wenn sichergestellt ist, 
daß der Sonderurlaub nur für Maßnahmen ge- 
währt wird, die nach den Richtlinien des Bun- 
desjugendplans bzw. der Landesjugendpläne 
förderungs würdig sind und wenn eine Befür- 
wortung der Teilnahme des Wehrpflichtigen 
von einer Bundes- oder Landeszentralstelle 
eines anerkannten Jugendverbandes bzw. ei- 
ner anerkannten Bildungsstätte oder einer Ju- 
gendbehörde vorliegt? 
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119. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das von 
Felder der Bundeswehr geforderte Areal auf der 

Garchinger Gemeindeflur zur geplanten An- 
lage eines militärischen Schießplatzes und ei- 
nes Munitionsdepots das bereits seit langem 
ausgewiesene Erholungsgelände und ferner 
den für 1970 vorgesehenen Bau des äußeren 
Fernstraßenringes entscheidend beeinträchti- 
gen würde? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die zu- 
nächst vorgesehene Abtretung von 12 ha 
Grund auf dem Gelände in Hochbrück etwa 
auf dem Wege des Raumordnungsverfahrens 
durchzusetzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Ge- 
schäftsbereich des Bundesverteidigungsmini- 
sters wegen der Abgelegenheit einer großen 
Anzahl von Dienststellen für die dort tätigen 
Soldaten und Zivilbediensteten Kosten für 
Fahrten zwischen Wohn- und Dienstort ent- 
stehen, die ein normales Maß zum Teil weit 
überschreiten? 

Wenn das so ist, welche Schritte hat die Bun- 
desregierung unternommen oder was gedenkt 
sie zu tun, die Betroffenen von diesen unan- 
gemessen hohen Kosten zu entlasten? 

123. Abgeordneter Sind durch die Nichtübernahme der Kosten 

Haase im Hinblick auf die zur Zeit günstige Konjunk- 

(Kellinghusen) turlage zusätzliche Personalschwierigkeiten 
entstanden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


124. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im öst- 
Dr. Staratzke liehen Main-Taunus-Kreis (Ortsnetz Bad So- 
den) die vorhandenen Fernmeldeeinrichtungen 
nur unzureichend arbeiten? 

125. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr, Staratzke den berechtigten Klagen der Bevölkerung ins- 
besondere auch der in dem angesprochenen 
Bereich ansässigen Gewerbebetriebe, die ent- 
scheidende Wettbewerbsnachteile befürchten, 
Rechnung zu tragen? 

126. Abgeordneter Ist die Bundesregierung außerdem bereit, die 
Dr. Staratzke gesamten fernmeldetechnischen Einrichtungen 

im Rhein-Main-Gebiet dahin gehend zu über- 
prüfen, ob sie den heutigen Anforderungen 
noch gewachsen sind? 


122. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


121. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


120. Abgeordneter 
Felder 
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127. Abgeordneter Was will die Bundesregierung tun, um die aus Fragesteller hat sich mit 

Moersch Jugend- und familienpolitischen Gründen vom schriftlicher Beantwortung 

Bundespostministerium und Bundesfamilien- einverstanden erklärt. 
ministerium befürwortete bezahlte monatliche 
Heimreise der in Wohnheimen untergebrach- 
ten Postjungboten und Lehrlinge der Deut- 
schen Bundespost zu ermöglichen, deren Nicht- 
bewilligung durch das Bundesfinanzministeri- 
um bisher einen Neuabschluß der seit 1965 
gekündigten „Vereinbarungen über Vergütun- 
gen und sonstige Leistungen an Postjungbo- 
ten" und des Tarifvertrages für Lehrlinge der 
Deutschen Bundespost verhindert hat? 

128. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, mit welchem 

Geldner Kostenaufwand die Deutsche Bundespost in 

den letzten Monaten mit dem Portrait des 
Bundespostministers für ihre verschiedenen 
Einrichtungen geworben hat? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


129. Abgeordneter Sind Pressemeldungen über Enteignungsver- 

Logemann fahren deutscher Farmbesitzer in Irland zu- 

treffend? 

130. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, um wie 

Logemann viele direkt oder indirekt betroffene Deutsche 

es sich bei den irischen Maßnahmen handelt? 

131. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Logemann rung, um das Eigentum ihrer Bürger in Irland 

zu schützen? 

132. Abgeordneter Welche Regelungen hat die Bundesregierung 
Lampersbach getroffen, um den angehenden deutschen Di- 
plomaten, insbesondere den künftigen Wirt- 
schaftsattaches, einen umfassenden und von 
jeder einseitigen Informierung freien Einblick 
in unsere wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Wirklichkeit zu ermöglichen? 

133. Abgeordneter Interpretiert die Bundesregierung der Großen 

Tallert Koalition neuerdings die Hallstein-Doktrin wie 

die Regierung Adenauer und Erhard? 

134. Abgeordneter Wenn die Wiederaufnahme diplomatischer Be- 

Tallert Ziehungen zu Jugoslawien als Erfolg der neuen 

flexiblen Außenpolitik der Großen Koalition 
dargestellt worden ist — aus welchen Gründen 
wird dann der Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen zu Kambodscha (laut Regierungs- 
sprecher Diehl) „nicht ausgeschlossen", das, 
wie Jugoslawien, die DDR anerkannt hat? 
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135. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der in der 
Tallert Zeitung „Die Welt" vom 16. Mai 1969 veröf- 

fentlichten Meldung, wonach Staaten, die sich 
„so eindeutig politisch ausrichten" (wie Kam- 
bodscha und Irak) keine Wirtschafts- und Ent- 
wicklungshilfe gewährt und kein Wert auf 
eine diplomatische Vertretung der Bundesre- 
publik Deutschland gelegt werden soll? 

Was hat die Bundesregierung seit der Beant- 
wortung der Mündlichen Anfrage (Drucksache 
V/3730 Nr. 97 bis 99) in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages vom 24. Januar 1969 
betreffend Bemühungen um Freilassung des 
ehemaligen Oberstleutnants Herbert Kappler 
in Italien unternommen? 

137. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Kahn-Ackermann rung zu ergreifen, um die Gewährung von 
Asylrecht von DDR-Flüchtlingen durch die bri- 
tischen Einwanderungsbehörden zu gewähr- 
leisten? 


Bonn, den 6. Juni 1969 


136. Abgeordneter 

Baier 
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